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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Inanspruchnahme eines Teils der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer durdi den Bund im Rechnungsjahr 1953 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Rechnungsjahr 1953 nimmt der Bund 
zur Deckung seiner durch andere Einkünfte 
nicht gedeckten Ausgaben 44 vom Hundert 
der Einnahmen in Anspruch, die den Län- 
dern im Rechnungsjahr 1953 aus der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer 
zufließen. 

§ 2 

Die Finanzämter führen die nach § 1 in 
Anspruch genommenen Einnahmen täglich 


B e g r ü 


L 

1. Der Bund kann nach Artikel 106 Abs. 3 des 
Grundgesetzes die Einkommensteuer und 
die Körperschaftsteuer insoweit In Anspruch 
nehmen, als er außerstande ist, seine unab- 
weisbaren Ausgaben durch andere Einkünfte 
zu decken. Nach dem (gleichzeitig vorgeleg- 
ten) Entwurf eines Gesetzes über die Fest- 
stellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1953 würde ohne Inanspruch- 
nahme eines Teils der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer ein Betrag von rd. 5000 Mill. 
DM im ordentlichen Haushalt ungedeckt 
bleiben. Hierbei Ist die Abdeckung des rech- 
nungsmäßigen Vorjahresfehlbetrages von 


an die Bundeshauptkasse ab. Der Bundes- 
minister der Finanzen kann zur Verein- 
fachung des Verwaltungsverfahrens die Ab- 
führung der Einnahmen anderweitig regeln. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch Im Land 
Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1953 in 
Kraft. 


n d u n g 


rd. 2000 Mill. DM''^) außer Betracht gelassen, 
da die für das Rechnungsjahr 1953 zu erwar- 
tende Haushaltslage des Bundes und der Län- 
der es einstweilen als ausgeschlossen erschei- 
nen läßt, die zum Ausgleich dieses Fehl- 
betrages erforderlichen Deckungsmittel auf- 
zubringen. 

11 . 

2. Im Rechnungsjahr 1952 nimmt der Bund 
37 V. H. der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer in Anspruch (§ 1 des Gesetzes über die 


*) Der kassenmäßige Fehlbetrag des Rechnungs- 
jahres 1951 (ohne Haushaltsreste) beträgt rund 
1 309 Mill. DM 


2 



Inanspruchnahme eines Teils der Einkom- 
mensteuer und der Körperschaftsteuer durch 
den Bund im Rechnungsjahr 1952 vom 
25. Juli 1952, BGBl. I S. 389). Das Gesetz 
enthält in den §§ 2 und 3 eine Reihe ein- 
schränkender Garantie^bestimmungen zu- 
gunsten der Länder. Hiernach werden jedem 
Land 105 v. H. seiner Vorjahreseinnahmen 
aus der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
gewährleistet; außerdem mindert sich der 
Bundesanteil an der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer (um je 1 V. H. für je 100 Mill. 
DM), soweit das Aufkommen der dem Bund 
nach Artikel 106 Abs. 1 GG zustehenden 
Steuern und Zölle im Rechnungsjahr 1952 
den haushaltsplanmäßig veranschlagten Be- 
trag von 15 624 Mill. DM übersteigt; schließ- 
lich wird die Gesamtbeteiligung des Bundes 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
auf den Höchstbetrag von 4200 Mill. DM 
begrenzt. Inwieweit diese Klauseln zu einer 
tatsächlichen Minderung des im § 1 des Ge- 
setzes normierten Bundesanteils führen wer- 
den, läßt sich zur Zeit noch nicht mit Sicher- 
heit übersehen. Nach der bisherigen Ent- 
wicklung des Steueraufkommens ist anzu- 
nehmen, daß die beiden zuletzt genannten 
Klauseln keine praktische Bedeutung gewin- 
nen werden, die 105-v,H. -Garantie dagegen 
den Länderanteil an der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer voraussichtlich um Ins- 
gesamt rd. 200 Mill. DM über den Betrag 
hinaus steigern wird, der sich rechnerisch 
nach § 1 des Gesetzes ergeben würde. Diese 
Verbesserung kommt nicht allen Ländern 
gleichmäßig zugute; bemerkenswert ist, daß 
mehrere finanzschwache Länder wahrschein- 
lich den ungekürzten Bundesanteil von 
37 V. H. zu tragen haben werden. Zum Teil 
erklärt sich dies daraus, daß die Garantie 
automatisch den Ersatz des Steuerausfalls 
bewirkt, den einige Länder auf Grund des 
Zerlegungsgesetzes vom 29. März 1952 
(BGBl. I S. 225) erleiden — ein Ergebnis, 
das der mit diesem Gesetz angestrebten sach- 
gerechten Steuerverteilung unter den Län- 
dern widerspricht. Da die Aussicht, Steuer - 
ausfälle ersetzt zu bekommen, das Bestreben 
der Länder schwächen wird, die Elnkommen- 
und Körperschaftsteuer In Ihrem Bereich voll 
auszuschöpfen, trägt die 105-v.H.-GarantIe 
auch nicht dazu bei, die allgemeine Besorgnis 
zu entkräften, daß in den einzelnen Ländern 
des Bundesgebietes die Steuern unterschied- 
lich verwaltet und erhoben werden. 
Grundsätzlichen finanzpolitischen Bedenken 
begegnet ferner die Koppelung des Bundes- 


anteils an der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer mit dem Aufkommen aus son- 
stigen Bundessteuern und Zöllen; denn sie 
hindert den Bund, ein etwaiges Mehraufkom- 
men aus diesen Abgaben zur Abdeckung 
seiner Vorjahresfehlbeträge oder zum Aus- 
gleich unabweisbarer Mehrausgaben zu ver- 
wenden. Allen Garantiebestimmungen ist ge- 
meinsam, daß sie in ihrer praktischen Aus- 
wirkung für den Bund eine nicht unwesent- 
liche Einengung seines steuerpolitischen Be- 
wegungsspielraums bedeuten, da gesetzgebe- 
rische Maßnahmen auf dem Gebiete der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer, die eine 
Minderung des Aufkommens zur Folge 
haben, finanziell nahezu voll den Bund tref- 
fen, dagegen solche Maßnahmen, die zu einer 
Steigerung des Bundessteueraufkommens 
führen, überwiegend den Ländern zugute 
kommen. Eine so einseitige steuerwirtschaft- 
liche Risikoverteilung verträgt sich auf die 
Dauer nicht mit den Grundsätzen einer bun- 
desstaatlldien Finanzverfassung, insbesondere 
nicht mit dem Prinzip der wechselseitigen 
Verbundenheit von Bundes- und Länder- 
finanzen. Für das Rechnungsjahr 1953 kann 
aus diesen Gründen eine Wiedereinführung 
jener Garantiebestimmungen nicht In Be- 
tracht gezogen werden. 


III. 

3. Die Höhe des Bundesanteils an der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer findet ihre 
Grenze in dem Erfordernis, die Länder zur 
Erfüllung Ihrer staatlichen Aufgaben lei- 
stungsfähig zu erhalten. Da an der finan- 
ziellen Auseinandersetzung mit dem Bund 
die Gesamtheit der Länder als Partner be- 
teiligt Ist, kann die Beurteilung der finanz- 
wirtschaftlichen Angemessenheit und Zu- 
mutbarkeit des Bundeszugrlffs auf die Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer weder auf 
die Bedürfnisse der finanzschwachen noch auf 
die finanziellen Reserven der leistungsfähi- 
gen Länder, sondern nur auf die Durch- 
schnittssituation der Länderhaushalte Im 
ganzen abgestellt werden; eine Differenzie- 
rung nach dem individuellen Finanzbedarf 
der einzelnen Länder ist Im Rahmen des 
vertikalen Finanzausgleichs schon methodisch 
kaum möglich, zumal die Berücksichtigung 
der unterschiedlichen Finanzkraft und des 
unterschiedlichen Finanzbedarfs der elnzel- 





nen Länder nach Artikel 106 Abs. 4 des 
Grundgesetzes in erster Linie dem horizon- 
talen Finanzausgleich Vorbehalten ist. Bei 
der Betrachtung der Gesamtlage der Ländcr- 
haushalte wird nur das Land Berlin — ob- 
wohl das Gesetz auch auf Berlin erstreckt 
werden soll — ausgeschieden werden müssen, 
da dieses Land am horizontalen Finanzaus- 
gleich nicht teilnimmt und die Sidierstellung 
seines Finanzbedarfs nadi § 16 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(BGBl. I S. 1) unmittelbar Sadie des Bun- 
des ist, 

4. LFm eine zutreffende Beurteilung der finanz- 
wirtsdiaftllchen Gesamtsituation der Länder 
zu ermöglichen, erweist es sich als notwendig, 
aus den Länderhaushalten diejenigen Finanz- 
vorgänge auszuscheiden und gesondert zu 
betraditen, die unmittelbar die Vermögens- 
und Schuldenlage der Lander beeinflussen, 
vornehmlich also alle Einnahmen und Aus- 
gaben, die nach allgemeinen etatwirtschaft- 
lichen Grundsätzen dem außerordentlichen 
Flaushalt zuzurechnen sind. Nach Ausgliede- 
rung der sogenannten vermögenswirksamen 
Einnahmen und Ausgaben ergeben sich die 
Einnahmen und Ausgaben der laufenden 
Staatsverwaltung, deren Flöhe und deren 
Verhältnis zueinander Aufschluß darüber 
vermitteln, in welchem Umfange die Länder 
zur Erfüllung Ihrer herkömmlichen, über- 
wiegend zwangsläufigen Staatsaufgaben be- 
fähigt sind und weldie Möglichkeiten Ihnen 
verbleiben, zur Konsolidierung ihrer Staats- 
finanzen oder zur Steigerung ihrer Wirt- 
schaftskraft zusätzliche Leistungen zu er- 
bringen. 

5. Die Entwicklung des Gesamtländerhaushalts 
der laufenden Verwaltung (ohne vermögens- 
wirksame Einnahmen und Ausgaben) in den 
Rechnungsjahren 1951 und 1952 ist In der 
Anlage dargestellt. Die Angaben für das 
Rechnungsjahr 1951 beruhen auf den von 
den Ländern mitgeteilten endgültigen Ist- 
Zahlen (einschließlich der Auslauf periode)"'); 
auf dieser Grundlage sind unter Berücksich- 
tigung der bisherigen Ergebnisse des ersten 
Reclinungshalbjahres 1952, der inzwischen 
eingetretenen oder zu erwartenden Rechts-, 
änderungen und der voraussichtlichen weite- 
ren Flaushaltsentwicklung die entsprechenden 


Einnahmen und Ausgaben für das Rechnungs- 
jahr 1952 geschätzt worden. Die Zahlen- 
angaben können und sollen nur Größenvor- 
stellungen von den wichtigsten finanzwirt- 
schaftlichen Tatbeständen der Länderhaus- 
halte vermitteln. 

Der Flaushalt der laufenden Verwaltung 
(ohne vermögenswirksame Einnahmen und 
Ausgaben) schließt hiernach für die Gesamt- 
heit der Länder (ohne Berlin) in den Rech- 
nungsjahren 1951 und 1952 mit den folgen- 
den Ergebnissen ab (Beträge in Mül. DM): 

Gegen 

1951 

1951 1952 Mehr (4) 

Weni- 
ger (— ) 

Laufende Einnahmen 10 510 11 335 + 825 
Laufende Ausgaben 8 465 9 320 + 855 

Überschuß (ohne Ab- 
wicklung der Vor- 
jahre) 2 045 2 015 — 30 

6. Diese Überschüsse dienen in erster Linie zur 
Abdeckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren. 
Einige Länder waren Ende des Rechnungs- 
jahres 1950 noch mit Fehlbeträgen von ins- 
gesamt 839 Mill. DM belastet; andere Länder 
hatten in den vorangegangenen Rechnungs- 
jahren Überschüsse von insgesamt 188 Mill. 
DM erzielr*'). Im Rechnungsjahr 1951 
haben die Länder aus Vorjahresüberschüssen 
Insgesamt 55 Mill. DM vereinnahmt und ins- 
gesamt 334 Mill. DM zur Deckung von Fehl- 
beträgen aus Vorjahren verausgabt. Unter 
Berücksichtigung dieser Beträge vermindert 
sich der im Rechnungsjahr 1951 erzielte 
Überschuß des Fiaushalts der laufenden Ver- 
waltung — Nr. 5 — von 2045 Mill. DM um 
(334 — 55 =) 279 Mill. DM auf 1766 Mill. 
DM. 

Werden die bereits Im Rechnungsjahr 1951 
abgewickelten Vorjahresbeträge berücksich- 
tigt, so haben die Länder in das Rechnungs- 
jahr 1952 noch Überschüsse von insgesamt 
(188 — 55 =) 133 Mill. DM und Fehlbeträge 
von Insgesamt (839 — 334 ==) 505 Mill. DM 
zu übertragen, so daß der Ländergesamtheit 
für 1952 noch ein ungedeckter Fehlbetrag 
von (505 — 133 =) 372 Mill. DM verbleibt. 


Für die Länder Nordrhein— Westfalen und Bremei 
standen nur vorläufige Ist-Zahlen zur Verfügung 
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') Ist- Abschlüsse (ohne Reste) 



In Höhe von 250 MIlL DM werden die Län- 
der diesen Fehlbetrag aus dem Erlös der Um- 
schuldungsanleihe decken, die der Bund ge- 
mäß Kapitel II des Gesetzes über den Fi- 
nanzausgleich unter den Ländern in den 
Rechnungsjahren 1951 und 1952 vom 8. Ok- 
tober 1952 (BGBl. I S. 665) zur Verfügung 
stellt. Mithin haben die Länder aus eigenen 
Mitteln nur noch den verbleibenden Vor- 
jahresfehlbetrag in Höhe von (372 — 250 =) 
122 Mill. DM abzudecken. Um diesen Be- 
trag verringert sich der im Rechnungs- 
jahr 1952 erwartete Überschuß des Haus- 
halts der laufenden Verwaltung — Nr. 5 — 
auf (2015 — 122 =") 1893 Mill. DM. 

Den Ländern stehen mithin zur Deckung 
anderer Bedürfnisse, insbesondere für den 
Haushalt der vermögenswirksamen Einnah- 
men und Ausgaben aus dem verbliebenen 
Überschuß des Haushalts der laufenden Ver- 
waltung 

Im Rechnungsjahr 1951 1766 Mill. DM 

im Rechnungsjahr 1952 1893 Mill. DM 

zur Verfügung. 

7. Im Haushalt der vermögenswirksamen Ein- 
nahmen und Ausgaben des Rechnungsjahres 
1951 haben die Ausgaben nach den Mittei- 
lungen der Länder Insgesamt rd. 3300 Mill. 
DM (gegenüber rd. 3000 Mill. DM im 
Vorjahre) betragen. Abgesehen von 118 Mill. 
DM, die auf Schuldentilgung entfal- 
len, ist dieser Betrag ausschließlich zu In- 
vestitionen in den Ländern und Gemeinden, 
zu einmaligen und außergewöhnlichen Be- 
schaffungen, zum Erwerb von Vermögens- 
werten und zur Rücklagenbildung verwandt 
worden. In Höhe von 1778 Mill, DM sind 
diese vermögenswirksamen Ausgaben aus 
Darlehen des Bundes und anderer zentraler 
Fonds (Soforthilfe usw.), aus sonstigen An- 
leihen, aus Schuldentilgungsbeträgen, Ver- 
mögensveräußerungen und ähnlichen außer- 
ordentlichen Einnahmen gedeckt worden; 
mithin ergab sich hier im Rechnungsjahr 
1951 ein Fehlbetrag von (3300 — 1778 =) 
1522 Mill. DM, zu dessen Dedkung der 
Nettoüberschuß der laufenden Verwaltung 
in Höhe von 1766 Mill. DM (Nr. 6) zur Ver- 
fügung stand. 

Für das Rechnungsjahr 1952 wird angenom- 
men, daß die Länder den verhältnismäßig 
hohen Stand ihrer vermögenswirksamen 
Ausgaben nicht nur halten, sondern auf etwa 


3400 Mill. DM steigern werden. Zur Dek- 
kung dieser Ausgaben werden ihnen Im Rech- 
nungsjahr 1952 schätzungsweise 1260 Mill. 
DM aus Bundesdarlehen, Soforthilfe- 
und Lastenausgleichsmitteln, 550 Mill. DM 
aus Kapitalmarktmitteln und 250 Mill. DM 
aus sonstigen vermögenswirksamen Einnah- 
men, insgesamt also etwa 2060 Mill. DM zu- 
fließen. Im Rechnungsjahr 1952 ist somit 
hier der Fehlbetrag auf (3400 — 2060 =) 
1340 Mill. DM zu veranschlagen; diesem 
Fehlbetrag stehen gegenüber: 

a) der Nettoüberschuß der laufenden Ver- 
waltung des Rechnungsjahres 1952 In der 
veransdilagten Höhe von 1893 Mill. DM 
(Nr. 6); 

b) der Überschuß des Gesamthaushalts des 
Rechnungsjahres 1951 in der rechnerisch 
ermittelten Höhe von 244 Mill. DM 
(Nr. 8). 


8. Die Haushalte der Länder schließen hier- 
nach In den Rechnungsjahren 1951 und 1952 
Insgesamt mit den folgenden Ergebnissen ab 


(Beträge In Mill. DM): 

1951 

1952 

a) Überschüsse des Haus- 
halts der laufenden 
Verwaltung 

2045 

2015 

b) Überschüsse der Vor- 
jahre 

55 

244 

c) Aus der Umschuldungs- 



anleihe zur Deckung 
von Vorjahresfehl- 
beträgen 

_ 

250 

zusammen 

2100 

2509 

d) Deckung von Fehl- 
beträgen der Vorjahre 

334 

372 

verbleiben 

1766 

2137 

e) Fehlbeträge des Haus- 
halts der vermögens- 
wirksamen Einnahmen 
und Ausgaben 

1522 

1340. 

f) Überschüsse des 
Gesamthaushalts 

244 

797 


Der hier für das Rechnungsjahr 1952 rech- 
nerisch ermittelte Gesamtüberschuß von an- 
nähernd 800 Mill. DM beruht auf der 
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Hypothese, daß die laufenden und die ver- 
mögenswirksamen Einnahmen und Aus- 
gaben dieses Rechnungsjahres sich im Rah- 
men der hier veranschlagten Beträge halten 
und daß die Länder ihre Vorjahresfehl- 
beträge in voller Höhe abdecken werden. 
Ob tatsächlich die Länderhaushalte für 1952 
mit einem Überschuß in dieser Größen- 
ordnung abschließen werden, hängt von den 
(naturgemäß nicht übersehbaren) haushalts- 
politischen Maßnahmen der einzelnen Länder 
ab; entscheidend wird in erster Linie sein, 
ob und inwieweit die Länder ihre Investi- 
tionsleistungen im Rechnungsjahr 1952 über 
das hier veranschlagte Ausmaß steigern wer- 
den (was zwar zu einer Verringerung des 
Übersdiusses, zugleich aber zu einer Steige- 
rung der Wirtschaftskraft der Länder füh- 
ren würde) und ob etwa die Länder einen 
Teil ihrer Vorjahresfehlbeträge ungedeckt 
lassen werden (was zu einer Erhöhung des 
Überschusses führen würde). Für die finanz- 
wirtschaftliche Beurteilung der Gesamtlage 
der Länderhaushalte im Rechnungsjahr 1952 
kommt es indessen nicht auf die tatsächliche 
Höhe des erzielten Haushaltsüberschusses, 
sondern allein auf den finanziellen Bewe- 
gungsspielraum an, der den Ländern für die 
Gestaltung ihrer Haushaltspolitik zur Ver- 
fügung steht; dieser Spielraum findet in dem 
Annäherungswert von 800 Mül. DM einen 
hinreichend zuverlässigen Ausdruck. Dieser 
Dispositionsfonds würde — eine echte föde- 
rative Hilfsbereitschaft der Länder unterein- 
ander vorausgesetzt — völlig ausreichen, die 
Finanzen der leistungsschwächeren, mit Vor- 
jahresfehlbeträgen belasteten Länder zu kon- 
solidieren und allen Ländern zusätzliche Lei- 
stungen zur Steigerung ihrer Wirtschafts- 
kraft zu gestatten. Der Bundesgesetzgeber muß 
unterstellen, daß die Länder diese sich ihnen 
im Rechnungsjahr 1952 bietenden Möglich- 
keiten in loyalem Zusammenwirken nutzen 
werden. 


IV. 

9. Im Rechnungsjahr 1953 wird sich die Ge- 
samtlage der Länderfinanzen weiter verbes- 
sern. Die fortschreitende Gesundung der Ge- 
meindefinanzen trägt hierzu nicht unwesent- 
lich bei; die Steigerung des gemeindlichen 
Finanzbedarfs wird ausgeglichen durch die 
Zunahme der gemeindlichen Steuereinnah- 
men, die im Rechnungsjahr 1953 (ohne 
Hansestädte) voraussichtlich annähernd 


3550 Milk DM und damit etwa 145 v. H. 
des Standes von 1950 erreichen werden. 

Für die Länder werden sich nennenswerte 
Mehrbelastungen Im Haushalt der laufen- 
den Verwaltung für 1953 im wesentlichen 
nur bei den Personal- und Versorgungsaus- 
gaben, den Kriegsfolgelasten und den allge- 
meinen Zweckausgaben ergeben. 

a) Der Mehrbedarf im Per- 

sonalhaushalt gründet sich 
in erster Linie darauf, daß 
das Dritte Gesetz zur Än- 
derung und Ergänzung des 
Besoldungsrechts und die 
1953 vorgesehenen zusätz- 
lichen Leistungen an öf- 
fentliche Bedienstete sich 
im Rechnungsjahr 1953 
finanziell voll auswirken 
werden; er wird veran- 
schlagt auf .... 255 Milk DM 

b) Die ganzjährige Belastung 

der Länder mit der im 
§ 6 Abs. 3 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes begründe- 
ten Beitragsverpflichtung 
bedeutet für 1953 eine 
Mehrausgabe von . . . 115 Milk DM 

c) Bei den allgemeinen Haus- 

halts- und Zweckausgaben 
Ist bereits für 1952 (Nr. 18 
der Anlage) eine Steige- 
rung gegenüber dem Vor- 
jahre um rd. 15 v. H. an- 
genommen worden. Für 
1953 soll (insbesondere 
zur Deckung der Bedürf- 
nisse auf den Gebieten 
des Schul- und Straßen- 
wesens) eine weitere Stei- 
gerung um 10 V. H. unter- 
stellt werden 160 Milk DM 

d) Die bei den übrigen Haus- 
haltsansätzen zu erwar- 
tenden Mehrbedürfnisse 
(Schuldendienst, Betriebs- 
und Verwaltungsausgaben 
usw.) werden veranschlagt 

auf 50 Milk DM 

Diesen Mehrbelastungen von 

insgesamt 580 Milk DM 

steht als Minderausgabe der 
Wegfall der diesjährigen 
Rückstandszahlungen an den 
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Bund (Fehlbetrag 1949, In- 
teressenquoten 1950) gegen- 
über (Nr. 10 der Anlage) . 85 Mill. DM 

Hiernach erhöhen sich die 
diesjährigen Ausgaben der 
laufenden Verwaltung im 
Gesamtbeträge von 9320 Mill. 

DM (Nr. 5) im Rechnungs- 
jahr 1953 um 495 Mill. DM 

auf 9815 Mill. DM. 


10. Die Einnahmen der laufenden Verwal- 
tung werden sich im Rechnungsjahr 1953 
etwa wie folgt entwickeln: 

a) Das Aufkommen der Ein- 
kommen- und Körper- 
schaftsteuer wird Im Bun- 
desgebiet (ohne Berlin) 
auf insgesamt 11 100 Mill. 

DM veranschlagt. Wird 
hier einstweilen der dies- 
jährige Bundesanteil von 
37 V. H. unterstellt, so 
verbleibt den Ländern 
eine Einnahme von rd. 

6995 Mill. DM, also 
gegenüber 1952 (Nr. 1 der 
Anlage) eine Mehrein- 
nahme von 470 Mill. DM 

b) Das Aufkommen der übri- 
gen Ländersteuern wird 
auf insgesamt 1305 Mill. 

DM veranschlagt; hier- 
von entfallen auf: 

Vermögensteuer 

Mill. DM 

Kraftfahrzeugsteuer 

480 Mill. DM 

Rennwett- und 
Lottcriesteuer 

112 Mill. DM 

Bicrsteuer 355 Mill. DM 
Sonstige Steuern 

358 Mill. DM 

Gegenüber 1952 (Nr. 2 
der Anlage) ergibt sich 
eine Mehreinnahme von . 35 Mill. DM 

c) Die Einnahmen der Län- 
der aus Verwaltungs- 
kostenentschädigungen des 


Bundes steigen automa- 
tisch mit der Aufkom- 
mensentwicklung der von 
den Ländern verwalteten 
Bundessteuern; hinzu 
kommt, daß für 1953 
die Entschädigungen für 
den Vollzug des Lasten- 
ausglelchsgesetzes erst- 
mals ganzjährig anzusetzen 
sind. Die Mehreinnahme 
wird veranschlagt auf . 100 Mill. DM 

d) Die Mehreinnahmen der 
Länder aus der allgemei- 
nen Verwaltung, aus Um- 
lagen und Beiträgen der 
Gemeinden, aus dem Er- 
werbsvermögen und aus 
Gemeindesteuern (Hanse- 
städte) werden entspre- 
chend der bisherigen Ent- 
wicklung veranschlagt auf 175 Mill. DM 

Hiernach erhöhen sich die 
diesjährigen Einnahmen der 
laufenden Verwaltung Im 
Gesamtbeträge von 11 335 
Mill. DM (Nr. 5) Im Rech- 
nungsjahr 1953 (auf der 
Grundlage eines 37prozen- 
tigen Bundesanteils an der 
Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer) um 780 Mill. DM 

auf 12 115 Mill. DM. Nach 
Abzug der laufenden Aus- 
gaben im Betrage von 9815 
Mill. DM (Nr. 9) ergibt sich 
somit im Haushalt der laufen- 
den Verwaltung für das Rech- 
nungsjahr 1953 ein Über- 
schuß von 2300 Mill. DM. 

Dieser Betrag übersteigt den 
für 1952 mit 2015 Mill. DM 
geschätzten Überschuß der 
laufenden Verwaltung (Nr. 5) 
um 285 Mill. DM. 


11. Die Vermögens wirksamen Einnahmen der 
Länder werden sich Im Rechnungsjahr 1953 
im Verhältnis zum Rechnungsjahr 1952 
schätzungsweise wie folgt gestalten (Beträge 
In Mill. DM): 
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Mehr 

1952 1953 für 
1953 

a) Darlehen und Zu- 
schüsse aus Bundes- 
mitteln und anderen 
zentralen Fonds 
(Lastenausgleich u. 

dgl.) 1260 1300 + 40 

b) Darlehen aus Kapi- 
talmarktmitteln 550 650 + ICO 

c) Sonstige vermögens- 
wirksame Einnahmen 250 275 + 25 

Vermögenswirksame 

Einnahmen insgesamt 2060 2225 + 165 

Die Schätzung höherer Anleiheeinnahmen 
gründet sich auf die Erwartung, daß die 
verstärkte steuergesetzliche Förderung des 
allgemeinen Kapitalmarktes den Ländern im 
Rechnungsjahr 1953 die Möglichkeit eröff- 
nen wird, in höherem Maße als bisher den 
Anleihemarkt zur Finanzierung von In- 
vestitionsleistungen in Anspruch zu nehmen. 
Die Mehrerlöse aus Anleihen und aus son- 
stigen außerordentlichen Quellen werden 
jedoch nicht zu einer entsprechenden Steige- 
rung der öffentlichen Investitionsleistungen, 
sondern zu einem Abbau des aus allgemeinen 
Steuermitteln finanzierten Investitionsbei- 
trages führen müssen. Seit der Währungs- 
reform bis zum Ende des Rechnungsjahres 
1951 haben die Länder aus Steuermitteln an- 
nähernd 6 Milld. DM (etwa ein Sechstel ihrer 
Steuereinnahmen) zur Finanzierung vermö- 
genswirksamer Ausgaben, insbesondere von 
Investitionen, aufgewendet; bis zum Ende 
des Rechnungsjahres 1952 werden voraus- 
sichtlich weitere 1,3 Milld. DM aus laufen- 
den Einnahmen hinzugekommen sein (Nr. 7). 
Soweit die Länder damit Investitionsauf- 
gaben erfüllt haben, die einem echten staats- 
politischen und wirtschaftlichen Bedürfnis 
entsprachen, war dieses Finanzierungsver- 
fahren angesichts der Unergiebigkeit des all- 
gemeinen Kapitalmarktes unvermeidlich. 
Gleichwohl erscheint eine so beträchtliche 
Heranziehung von Steuereinnahmen zur 
Finanzierung öffentlicher Investitionen 
volkswirtschaftlich auf die Dauer ungesund; 
sie wird daher in dem Maße eingeschränkt 
werden müssen, in dem es gelingt, die öffent- 
liche Investitionsfinanzierung wieder auf den 
normalen, finanzpolitisch sachgerechteren Weg 
der Staatsanleihe oder Rücklagenentnahme 
zu verweisen. Aus diesen Gründen kann im 


Rahmen der Haushaltsplanung für das Rech- 
nungsjahr 1953 eine Steigerung der vermö- 
genswirksamen Ausgaben über den gegen- 
wärtigen Stand hinaus nicht in Betracht ge- 
zogen werden. Sie verbietet sich überdies aus 
allgemeinen haushaltswirtschaftlichen Erwä- 
gungen: die im Rechnungsjahr 1953 dem 
Bund und den Ländern insgesamt zur Ver- 
fügung stehenden Steuermehreinnahmen rei- 
chen nicht aus, sowohl die im wesentlichen 
zwangsläufigen Mehrbelastungen des Bundes 
zu decken als auch den Ländern eine — an 
sich vielleicht erwünschte — Steigerung ihrer 
Investitionsleistungen zu ermöglichen. Schon 
jetzt haben die vermögenswirksamen Aus- 
gaben in den Ländern, die mit 3400 Mill. DM 
über 25 v. H. des Gesamtvolumens der Län- 
derhaushalte in Anspruch nehmen, einen un- 
verhältnismäßig hohen Stand erreidit; w^enn 
den Ländern Im Rahmen der finanziellen Aus- 
einandersetzung mit dem Bund dieser Status 
belassen wird, so stellt ein solches Zugeständ- 
nis das äußerste dessen dar, was angesidits 
der vorrangigen Mehrbedürfnisse des Bundes 
für die innere und äußere Sicherheit und die 
Erfüllung seiner außenpolitischen Verpflich- 
tungen gesamtfinanzwirtschaftlich verant- 
wortet werden kann. Die Länder werden 
damit keineswegs außerstande gesetzt, be- 
stimmten Investitionsaufgaben, denen gegen- 
wärtig eine erhöhte volkswirtschaftliche oder 
sozialpolitische Bedeutung zukommt oder 
deren Kosten gestiegen sind (z. B. Wohnungs- 
bau), eine verstärkte Förderung zuteil wer- 
den zu lassen; auch innerhalb des verfügbaren 
Gesamtbetrages der vermögenswirksamen 
Ausgaben gibt cs eine Rangordnung der Ein- 
zelausgaben nach dem Grade Ihrer sachlichen 
Dringlichkeit, und allenfalls wird unter dem 
Druck der beengten Situation des öffent- 
lichen Gesamthaushalts In Kauf zu nehmen 
sein, daß vermögenswirksame Ausgaben von 
geringerem Dringlichkeitsgrad (z. B. Erwerb 
von Vermögenswerten, Beteiligungen usw.) 
eingeschränkt oder zurückgestellt werden. 

Werden die vermögenswirksamen Ausgaben 
der Länder für das Rechnungsjahr 1953 in 
derselben Höhe wie für das Rechnungsjahr 
1952, also mit 3400 Mill. DM angesetzt und 
die vermögenswirksamen Einnahmen mit 
2225 Mill. DM veranschlagt, so ergibt sich 
hier ein Fehlbetrag von 1175 Mill. DM, der 
aus dem mit 2300 Mill. DM geschätzten 
Überschuß der laufenden Verwaltung 
(Nr. 10) gedeckt werden muß. Der verblei- 
bende Überschuß der Länderhaushalte für 


8 



das Rechnungsjahr 1953 ist somit insgesamt 
auf (2300 — 1175 1125 Mill. DM zu ver- 

anschlagen. 

12. Wie unter Nr. 8 dargelegt, erscheint die 
Ländergesamtheit im Rechnungsjahr 1952 
finanziell befähigt, die bis zum Schluß des 
Rechnungsjahres 1950 entstandenen und 
noch nicht abgewickelten Fehlbeträge abzu- 
decken. Da diese Abdeckungsverpflichtungen 
bereits bei der Beurteilung des Gesamtab- 
sdilusses der Länder für 1952 berücksichtigt 
worden sind, ist es für die finanzwirtschaft- 
liche Beurteilung des Gesamtabschlusses 1953 
unerheblich, ob jene Vorjahresbelastungen 
tatsächlich im Rechnungsjahr 1952 abgedeckt 
werden; sie könnten, falls die Abdeckung 
unterbleiben sollte, nicht für 1953 nochmals 
berücksichtigt werden. Entsprechend den 
Vorschriften des Haushaltsrechts sind im 
Rechnungsjahr 1953 nur diejenigen Über- 
schüsse und Fehlbeträge zu berücksichtigen, 
die sich am Schluß des Rechnungsjahres 1951 
neu ergeben haben. Die von den Ländern 
mitgeteilten Ist-Frgcbnisse für 1951 (ohne 
Abwicklung der Vorjahre) weisen nur bei 
wenigen Ländern Fehlbeträge in dem ver- 
hältnismäßig geringen Gesamtbeträge von 

54.6 Mill, DM, bei den übrigen Ländern da- 
gegen Überschüsse in Höhe von insgesamt 

576.6 Mill. DM aus; für die Ländergesamt- 
heit ergibt sich mithin aus dem Rechnungs- 
jahr 1951 ein Netto-Überschuß von 522 
Mill. DM. Wie beträchtlich sich die Gesamt- 
lage der Länderhaushalte von derjenigen des 
Bundeshaushalts unterscheidet, erhellt allein 
daraus, daß der Bund dasselbe Rechnungs- 
jahr, In dem die Länder einen Ist-Überschuß 
von über 500 Mill. DM erzielt haben, seiner- 
seits mit einem Ist-Fehlbetrag von über 
1300 Mill. DM hat abschließen müssen. 

13. Der auf der Grundlage eines 37prozentigen 
Bundcsanteils an der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer mit 1125 Mill. DM veran- 
sdilagte Gesamtüberschuß der Länderhaus- 
halte rechtfertigt für das Rechnungsjahr 1953 
eine Steigerung dieses Bundesanteils. Ein An- 
halt für das finanzwirtschaftlich tragbare 
Ausmaß einer solchen Steigerung läßt sich 
einmal aus der absoluten Höhe des zu erwar- 
tenden Jahresüberschusses, zum anderen aus 
der finanziellen Verbesserung gewinnen, die 
sich für die Länderhaushalte Im Rechnungs- 
jahr 1953 gegenüber dem Rechnungsjahr 1952 
voraussichtlich ergeben wird. Zahlenmäßig 


kommt eine Verbesserung der Finanzlage der 
Länder unmittelbar darin zum Ausdruck, 
daß der für das Rechnungsjahr 1953 mit 
1125 Mill. DM veranschlagte Gesamtüber- 
schuß den für das Rechnungsjahr 1952 zu 
erwartenden Überschuß von 797 Mill. DM 
(Nr. 8) um 328 Mill. DM übersteigt. Eine 
weitere Verbesserung ergibt sich daraus, daß 
der Überschuß des Rechnungsjahres 1953 
nidit mehr zur Deckung von Vorjahresver- 
pflichtungen aus dem Rechnungsjahr 1950 In 
Anspruch genommen zu werden braucht; die 
im Rechnungsjahr 1952 für diese Zwecke zu 
reservierenden Beträge sind Im Rechnungs- 
jahr 1953, soweit sie nicht zur Deckung von 
Ausgaberesten aus 1952 beansprucht werden, 
in vollem Umfange für neue Ausgaben ver- 
fügbar. 

Mit einer Steigerung des Bundesanteils an 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer von 
37 auf 44 v. H. werden von dem Überschuß 
der Länder 777 Mill. DM (7 v. H. von 
11100 Mill. DM — Bundesgebiet ohne 
Berlin — ) in Anspruch genommen. Für die 
Länder verringert sich der Verlust um rd. 
30 Mill. DM, weil die ihnen nach § 34 des 
Finanzverwaltungsgesetzes zustehende Ver- 
\valtungskostenentschädigung automatisch um 
4 V. H. des zusätzlich in Anspruch genom- 
menen Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
ertrages steigt. Von dem hier für das Rech- 
nungsjahr 1953 veranschlagten Gesamtüber- 
schuß verbleiben den Ländern somit (1125 — 
777 + 30 =) 378 Mill. DM. Dieser Betrag 
stellt eine Reserve zugunsten der Länder 
für den Fall dar, daß hier einzelne Länder- 
ausgaben für 1953 zu gering und einzelne 
Ländereinnahmen für 1953 zu hoch geschätzt 
sein sollten. 

14. Elnsdiließlidi des Landes Berlin wird das 
Aufkommen der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer im Redinungsjahr 1953 auf 
1 1 450 Mill. DM veranschlagt. 44 v. H. dieses 
Aufkommens ergeben 5038 Mill. DM; dieser 
Betrag ist im Entwurf des Bundeshaushalts- 
plans für das Redinungsjahr 1953 angesetzt. 

V. 

15. Das im § 2 vorgesehene Abführungsver- 
fahren entspricht der Regelung der Vorjahre. 
Die Notwendigkeit, den Geltungsberelck des 
Gesetzes auf Berlin zu erstrecken (§ 3), er- 
gibt sidi aus den §§ 1 und 12 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(BGBl. I S. 1). 
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Die Einnahmen und Ausgaben der Länder des Bundesgebietes (ohne Berlin) in der laufen- 
den Verwaltung (ohne vermögenswirksame Einnahmen und Ausgaben) für die Redinungs- 

jahre 1951 und 1952 
(Beträge in Mill. DM) 


Lfd. 

Nr. 

Zweckbestimmung 

1951 

Ist 

1952 

Schätzung 

1952 

Gegen 1951 
Mehr (+) 
Weniger ( — ) 

1 

2 

3 


5 


1. Einnahmen 

1. Länderanteil an der Einkommen- und 


Körperschaftsteuer 

5 994 

6 5251) 

+ 

531 

2. Sonstige Ländersteuern 

3. Gemeindesteuern (nur Hamburg und 

1 198 

1 270*) 

+ 

72 

Bremen) 

256 

280 

+ 

24 

4. Umlagen und Beiträge der Gemeinden 

(Gemeindeverbände) 

5. Verwaltungskostenentschädigungen des 

264 

290 

+ 

26 

Bundes 

6. Betriebseinnahmen des Erwerbsver- 

465 

525») 

+ 

60 

mögens 

648^) 

680^) 

+ 

32 

7. Sonstige laufende Einnahmen .... 

1 6855) 

1 765») 

+ 

80 

8. Laufende Einnahmen 

10 510 

11 335 

+ 

825 

11. Ausgaben 





9. Finanzausgleichszahlungen an Gemein- 





den (Gemeindeverbände), allgemeine 
Finanzzuweisungen, zweckgebundene 





Zuschüsse 

1 439 

1 495») 

+ 

56 

10. Abführungen an den Bund 

225 

85’) 

— 

140 

11. Persönliche Ausgaben 

2 943 

3 400») 

+ 

457 

12. Versorgungsausgaben 

711 

745 

+ 

34 

13. Sächliche Verwaltungsausgaben .... 

460 

480 

+ 

20 

14. Verzinsung der Landesschulden .... 

469 

490 

+ 

21 

15. Kriegsfolgelasten 

109 

295») 

+ 

186 

16. Sonstige Sozialausgaben 

17. Betriebsausgaben des Erwerbsvermö- 

363 

365 

+ 

2 

gens 

3511») 

3651») 

+ 

14 

18. Sonstige laufende Ausgaben 

1 395“) 

1 600“) 

+ 

205 

19. Laufende Ausgaben 

8 465 

9 320 

+ 

855 


in. Gegenüberstellung 


20. Laufende Einnahmen (Nr. 8) 

10 510 

11 335 

+ 825 

21. Laufende Ausgaben (Nr. 19) 

8 465 

9 320 

855 

22. Überschuß (ohne Abwicklung der Vor- 

jahre) 

2 045 

2 015 

— 30 
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Erläuterungen 


Das Gesamtaufkommen an Einkommen- 
und Körperschaftsteuer ist auf 10 040 Milk 
DM gesdiätzt; hiervon stehen den Län- 
dern zu: 

63 V. H. (§ 1 des Inanspruchnahme- 
gesetzes vom 25. Juli 1952) ... 6 325 
Garantie von 105 v. H. des Vor- 
jahresaufkommens (§ 2 Abs. 1 
des Gesetzes) 200 

6 525 


^) Es sind geschätzt: 

Vermögensteuer (bis 31. August 
1952 — § 6 Abs. 1 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes — ) 65 

Erbschaftsteuer 48 

Grunderwerbsteuer 53 

Kraftfahrzeugsteuer 450 

Kapitalverkehrsteuer 38 

Versicherungsteuer 92 

Rcnnwctt- und Lottericsteucr . . 108 

Wechselsteuer 58 

Feuerschutzsteuer 25 

Biersteuer 333 


1 270 


^) Es sind geschätzt: 

Entschädigung für die Verwaltung 
der Bundessteuern und der Ver- 
mögensteuer 310 

Persönliche und sächliche Verwal- 
tungsausgaben der Kriegsopfer- 
versorgung 155 

Entschädigung für die Verwaltung 
der Lastenausgleichseinnahmen und 
-ausgaben (§§ 204 und 351 Abs. 3 
LAG) M 


525 

^) Darin sind auch Ablieferungen aus dem 
Erwerbsvermögen enthalten. 


^) In Betracht kommen Verwaltungsein- 
nahmen, Gebühren, allgemeine Zweck- 


zuweisungen des Bundes u. dgl. 

®) Es sind geschätzt: 

Allgemeine Finanzzuweisungen . . 835 

Zuweisungen zur Deckung der 
Schullasten und an Schulkassen . . 390 

Zuweisungen zur Deckung der 
Polizeikosten und an Polizeizweck- 
verbände 180 

Sonstige Zweckzuweisungen ... 90 


1495 

Es sind geschätzt: 

Beteiligung am Bundesfehlbetrag 


1949 75 

Interessenquote 1950 10 

85 


®) Die Mehrausgaben gründen sich in erster 
Linie auf die in diesem Jahr durchgeführtc 
Erhöhung der Besoldungen, Angestellten- 
vergütungen und Arbeiterlöhne und auf 
notwendige Stellenvermehrungen insbe- 
sondere beim Vollzug des Lastenaus- 
gleichsgesetzes. 

^) Es sind geschätzt: 

Zuschüsse an den Ausgleichsfonds 


(§ 6 Abs. 3 LAG) 160 

Interessenquote und sonstige Kriegs- 
folgelasten 135 


295 

^®) Darin sind auch Zuschüsse an das Er- 
werbsvermögen enthalten. 

^^) In Betracht kommen allgemeine Haus- 
halts- und Zweckausgaben, einmalige 
Ausgaben und ähnliche Bewilligungen, so- 
weit sie nicht den vermögenswirksamen 
Ausgaben zuzuordnen sind. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 19. Dezember 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 28. November 1952 — 6 — 52 000 
— 3200/52 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 98. Sitzung am 19. Dezember 1952 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Inanspruchnahme eines Teils der 
Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer 
durch den Bund im Rechnungsjahr 1953 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 106 
Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 


Dr. Reinhold Maier 
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BUNDESRAT 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Inanspruchnahme eines Teils der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer durch den Bund im Rechnungsjahr 1953 


1. Im § 1 sind die Worte „44 vom Hundert*' 
durdi die Worte „37 vom Hundert“ zu 
ersetzen. 

2. Als § 2 ist eine Bestimmung einzufügen, 
die den Ländern einen Anteil am Auf- 
kommen der Einkommensteuer und der 
Körpersdiaftsteuer in Höhe von 105 v. H. 
ihres Nettoaufkommens im Rechnungsjahr 

1952 garantiert. 

3. Die bisherigen §§ 2 bis 4 werden §§ 3 bis 5. 
Begründung: 

Die im Entwurf vorgesehene Erhöhung des 
Bundesanteils am Aufkommen der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer 
im Rechnungsjahr 1953 ist für die Länder 
nicht tragbar. Bei der derzeitigen Finanz- 
lage der Länder und ihrer voraussichtlidien 
Entwicklung im Haushaltsjahr 1953 kann 
äußerstenfalls eine Inanspruchnahme in 
Höhe von 37 v. H. verbunden mit einer 
Garantie von 105 v. H. des Nettoauf- 
kommens des Rechnungsjahres 1952 in Be- 
tracht gezogen werden. Die Ausgaben der 
Länder haben seit dem Inkrafttreten des 
Gesetzes über die Inanspruchnahme eines 
Teils der Einkommensteuer und der 


Körperschaftsteuer durch den Bund im 
Rechnungsjahr 1952 eine wesentliche Stei- 
gerung erfahren (Steigerung der persön- 
lichen Ausgaben, Wegfall der Vermögen- 
steuer und die anderen Auswirkungen des 
Lastenausgleichsgesetzes). Es darf audi nicht 
übersehen werden, daß für die Länder das 
ihnen verbleibende Aufkommen an Ein- 
kommensteuer und Körpersdiaftsteuer im 
Hinblick auf ihr Gesamtaufkommen von 
größerer Bedeutung ist als für den Bund. 
Es wird zu prüfen sein, ob die durch die 
Herabsetzung des Bundesanteils entstehen- 
den Mindereinnahmen durch eine Verlage- 
rung von Ausgaben aus dem ordentlichen 
in den außerordentlichen Haushalt ausge- 
glichen werden können. Auf die Stellung- 
nahme des Bundesrates zum Einzelplan 32 
— Bundcsschuld — wird in diesem Zu- 
sammenhang hingewiesen. Auch sollte der 
Bund prüfen, ob etwaige Mindereinnahmen 
nicht dadurch gedeckt werden können, daß 
die Investitionsausgaben, die in den Ver- 
teidigungslasten enthalten sind, auf den 
außerordentlichen Haushalt verlagert wer- 
den oder auf dem Wege über die Ver- 
brauchsteuern und die Verkehrsteuern 
nicht eine Erhöhung der Einnahmen er- 
reicht werden kann. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zur Entschließung des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes über die Inansprudi- 
nahme eines Teils der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer durch den Bund im 

Rechnungsjahr 1953 


Die Bundesregierung hat in der Begründung 
des Gesetzentwurfs im einzelnen zahlen- 
mäßig dargelegt, daß die von ihr für not- 
wendig erachtete Steigerung des Bundesanteils 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
im Rechnungsjahr 1953 von der Gesamtheit 
der Länder ohne Beeinträchtigung ihrer 
lebenswichtigen Aufgaben finanziell getragen 
werden kann; sie hat hierbei die Haushalts- 
mehrbelastungen (Mindereinnahmen und 
Mehrausgaben), die sich für die Länder im 
Rechnungsjahr 1953 ergeben werden, 
in vollem Umfange berücksichtigt. Da 
der Bundesrat davon abgesehen hat, sich 
mit diesen Darlegungen auseinanderzusetzen, 
sieht die Bundesregierung keine Möglichkeit, 
auf die nicht näher begründete Behauptung 
des Bundesrates, die Erhöhung des Bundes- 
anteils sei für die Länder „nicht tragbar'^, ein- 
zugehen. 

r'e Forderung des Bundesrates (Herab- 
setzung des Bundesanteils auf 37 v. H., 
Garantie von 105 v. H. des diesjährigen 
Länderanteils) würde für den Bundeshaushalt 
1953 einen Einnahmeausfall von annähernd 
850 Mill. DM bedeuten. Zu der Anregung 


des Bundesrates, diesen Einnahmeausfall 
durch Verlagerung von Bundesausgaben aus 
dem ordentlichen in den außerordentlichen 
Haushalt auszugleichen, verweist die Bundes- 
regierung auf ihre Stellungnahme zu den Be- 
merkungen des Bundesrates zum Bundeshaus- 
halt für 1953; es ist offensichtlich, daß durch 
eine haushaltstechnisdie Umgruppierung von 
Ausgaben das Problem Ihrer finanziellen 
Deckung (und damit der Möglichkeit ihrer 
Leistung) nicht gelöst werden kann. Der 
weiteren Empfehlung des Bundesrates, den 
Einnahmeausfall durch eine Erhöhung der 
Verbrauchsteuern oder der Verkehrsteuern 
(gemeint ist offenbar die Umsatzsteuer) aus- 
zugleichen, vermag die Bundesregierung aus 
grundsätzlichen Erwägungen ebenfalls nicht 
näherzutreten; es erscheint ihr keinesfalls ver- 
tretbar, die breite Masse der Steuerzahler zu 
höheren Verbrauchsteuer- oder Umsatzsteuer- 
leistungen allein deshalb heranzuziehen, weil 
die Verwendung ihrer Einkommensteuer- 
leistung für vordringliche Bundeszwecke am 
Widerstand der Länder scheitert. 

Die Bundesregierung muß aus diesen Grün- 
den an ihrer Vorlage festhalten. 
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